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1283. Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches, 
Besitzesschutz bei verbotener Eigenmacht an Grundstücken  
(Vernehmlassung)

Mit Schreiben vom 2. September 2020 unterbreitete das Eidgenössische 
Justiz- und Polizeidepartement die Vernehmlassungsunterlagen zur Än-
derung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB, SR 210) betref-
fend Besitzesschutz bei verbotener Eigenmacht an Grundstücken. An-
stoss für die Gesetzesrevision gab die Motion 15.3531 Feller Olivier «Be-
dingungen für die Anwendbarkeit von Artikel 926 ZGB lockern, um 
besser gegen Hausbesetzer vorgehen zu können», welche die Reaktions-
frist zur Selbsthilfe im Gesetz festlegen will. Mit dem vorliegenden Ge-
setzesentwurf sollen die für die Ausübung des Besitzesschutzes gelten-
den Bedingungen wie folgt gelockert werden:
–	 Die Besitzerin oder der Besitzer muss nicht mehr «sofort» handeln, 

wenn ihr oder ihm eine Sache entzogen wird. Künftig soll vielmehr 
der Zeitpunkt massgebend sein, in dem sie oder er in Anwendung der 
nach den Umständen zumutbaren Sorgfalt von der Besitzesentzie-
hung Kenntnis erlangen konnte. 

–	 In Art. 926 Abs. 3 ZGB wird die Pflicht zur amtlichen Hilfe gesetzlich 
ergänzt.

–	 Mit zwei neuen prozessualen Bestimmungen (Art. 260a und 260b Zivil-
prozessordnung [SR 272]) wird die Rückgabe des Besitzes mittels ge-
richtlicher Verfügung gegenüber einem unbestimmten Personenkreis 
geregelt. 

Auf Antrag der Direktion der Justiz und des Innern

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Schreiben an das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement, 
3003 Bern (Zustellung auch per Mail als PDF- und Word-Version an egba@
bj.admin.ch):

Mit Schreiben vom 2. September 2020 haben Sie uns die Änderung des 
Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Besitzesschutz bei verbotener Eigen-
macht an Grundstücken [ZGB, SR 210]) zur Vernehmlassung unterbrei-
tet. Wir danken für die Gelegenheit zur Stellungnahme und äussern 
uns wie folgt:
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Die Vorlage soll der Verwirklichung der verfassungsmässigen Eigen-
tumsgarantie dienen. Dem ist grundsätzlich nichts entgegenzuhalten. Wir 
weisen jedoch darauf hin, dass die vorgeschlagene Änderung von Art. 926 
Abs. 3 ZGB mit der Formulierung, es sei «die nach den Umständen er-
forderliche amtliche Hilfe» «rechtzeitig» zu gewähren, sehr offen ist und 
den Behörden einen grossen Ermessensspielraum gewährt. Angesichts 
dieser Formulierung ist insbesondere nicht geklärt, ob die Polizei auf-
grund von polizeitaktischen Erwägungen eine Hilfeleistung hinauszö-
gern darf. Die Formulierung lässt damit insbesondere offen, ob die bishe-
rige Praxis der Stadt Zürich im Zusammenhang mit der Räumung von 
Hausbesetzungen (gültiger Strafantrag und zusätzlich Abbruch- und Bau-
bewilligung oder Sicherheitsgefährdung sowie Verhinderung der Wieder-
besetzung) im Einklang mit dem neuen Recht stünde.

Mit Bezug auf die vorgeschlagenen Änderungen der Schweizerischen 
Zivilprozessordnung (ZPO, SR 272) zum Verfahren weisen wir darauf 
hin, dass das neu geschaffene Instrument einer gerichtlichen Verfügung 
(Art. 260a E-ZPO) nur ein bedingt taugliches Mittel zur Räumung von 
Liegenschaften innert nützlicher Frist ist. Erhebt auch nur eine Person 
von mehreren Hausbesetzenden eine Einsprache gegen die Verfügung, 
ist eine zwangsweise Entfernung der übrigen Besetzenden sinnlos, da die 
einsprechende Person bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens 
in der Liegenschaft bleiben darf. Zudem ist nicht ausgeschlossen, dass 
der Eigentümerin oder dem Eigentümer das Interesse an einer nur teil-
weisen Räumung, d. h. der Entfernung der Hausbesetzenden, die keine 
Einsprache erhoben haben, ganz abgesprochen würde (Art. 59 ZPO). Eine 
zeitnahe Räumung kann zudem durch Rechtsmittel verhindert werden. 
Will man ein schnelles Verfahren sicherstellen, müsste die nach einer 
Einsprache nötige gerichtliche Beurteilung deshalb vollumfänglich im 
summarischen Verfahren erfolgen, wie dies beim Besitzesschutz gegen 
Eigenmacht der Fall ist (vgl. dazu im Einzelnen die Bemerkungen zu 
Art. 260a und 260b E-ZPO). 

Zu Art. 926 E-ZGB:

Abs. 2: Die vorgeschlagene Änderung betrifft die prozessuale Durch-
setzung des Besitzesschutzes. Die Änderung zielt auf das Erfordernis, 
dass die Selbsthilfe der Eigentümerin oder des Eigentümers «sofort» er-
folgen muss. Diese Selbsthilfe ist nach dem geltenden Recht eine Aus-
nahme davon, dass (nur) die Gerichte Streitigkeiten entscheiden, und am 
Ausnahmecharakter der Selbsthilfe ist festzuhalten. Immerhin lässt es 
sich wohl rechtfertigen, für das unrechtmässige Besetzen eines Grund-
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stückes eine etwas weitere Regelung zu treffen, da eine solche «Entzie-
hung» gemäss dem Wortlaut des Gesetzes kaum je wie die Wegnahme 
einer beweglichen Sache unter den Augen der berechtigten Person erfolgt. 

Abs. 3: Die Formulierung ist sehr offen. Falls keine klarere Formulie-
rung gewählt wird, wird sich erst durch die Gerichtspraxis erweisen, wie 
weit der Spielraum insbesondere der Polizei bei der zu gewährenden 
Hilfe ist.

Zu Art. 260a und 260b E-ZPO:

Art. 260a und 260b E-ZPO sollen die Rechtsdurchsetzung erleichtern. 
Sie knüpfen an das gerichtliche Verbot von Art. 258 ff. ZPO an, das sich 
gegen einen unbekannten Adressatenkreis richtet (vgl. dazu auch Ober-
gericht des Kantons Zürich LF120031 vom 20. Dez. 2012 = ZR 112/2013 
Nr. 5). Auch bei Hausbesetzungen und ähnlichen Sachverhalten sind 
die Störerinnen und Störer in der Regel nicht namentlich bekannt. Ent-
sprechend richtet sich die gerichtliche Anordnung zum Räumen des 
besetzten Grundstückes (wie das gerichtliche Verbot) nach dem Vor-
entwurf gegen einen unbekannten Adressatenkreis. Wer Einsprache 
erhebt (Art. 260a und 260b E-ZPO) muss aus der Anonymität heraus-
treten und ihre oder seine Personalien bekannt geben. Das wird sie oder 
er nur schon darum tun müssen, um zu belegen, dass das Verbot bzw. der 
Räumungsbefehl ihr oder ihm gegenüber unwirksam geworden ist, da sie 
oder er andernfalls die angeordneten Vollzugsmassnahmen dulden müsste 
(Art. 260 Abs. 2 ZPO). In der Praxis hat sich die Anonymität von Haus- 
oder Grundstücksbesetzenden als erhebliches Problem erwiesen. Der 
Vorschlag ist geeignet, hier mindestens zum Teil (nämlich hinsichtlich 
der Einsprechenden) Abhilfe zu schaffen. Allerdings dürfte es bei der 
Vollstreckung des Räumungsbefehls eine Herausforderung sein, zu unter-
scheiden zwischen den Personen, gegenüber denen der Befehl vollstreck-
bar geworden ist (das sind alle, die sich auf dem Grundstück aufhalten und 
nicht Einsprache erhoben haben), und denen, die mit einer Einsprache 
die Wirksamkeit des Befehls für sich abgewendet haben. Man kann sich 
fragen, wie viel den Eigentümerinnen und Eigentümern geholfen ist, wenn 
sie die Einsprechenden nach wie vor dulden müssen. Nicht ausgeschlossen 
ist deshalb, dass den Eigentümerinnen und Eigentümern das Interesse 
an einer nur teilweisen Räumung abgesprochen würde (Art. 59 ZPO).

Die gerichtliche Verfügung im Sinne des Vorschlages erfolgt in einem 
summarischen Verfahren ohne Anhörung der Auszuweisenden, und die 
verletzte Besitzerin oder der verletzte Besitzer muss die Grundlagen für 
das Begehren nur glaubhaft machen (Art. 260a E-ZPO). Wer sich die-
sem Entscheid nicht unterziehen will, erhebt Einsprache, was zur Folge 
hat, dass die im Besitz Gestörten beim Gericht Klage einreichen müssen 
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und ein Gerichtsverfahren mit Anhörung der Betroffenen und mit vol-
ler Kognition geführt werden muss (vgl. Art. 263 ZPO bzw. Art. 260 Abs. 2 
zweiter Satz ZPO). Das ordentliche Verfahren gemäss Art. 220 ff. ZPO, 
das bei Streitwerten, die wohl regelmässig über Fr. 30 000 liegen dürften, 
nach dem Vorentwurf anwendbar wäre, würde es der Klägerin oder dem 
Kläger gestatten, Einwendungen der Beklagten wenn nötig in einem 
Beweisverfahren klären zu lassen oder zu widerlegen. Diese Prozesse 
können nur dann, wenn ein «klarer Fall» gemäss Art. 257 ZPO vorliegt, 
im summarischen Verfahren und damit rasch und unkompliziert ge-
führt werden (insbesondere ohne Schlichtungsverfahren). Erheben die 
Beklagten Einwendungen, die nicht sofort widerlegt werden können, 
würde das Gericht auf das Begehren eintreten (Art. 257 Abs. 3 ZPO) 
und die im Besitz Gestörten müssten bei einem Streitwert von mehr als 
Fr. 30 000 ein ordentliches Verfahren anstreben. Die Einwendungen der 
Einsprechenden müssten darin widerlegt und allenfalls in einem Be-
weisverfahren geklärt werden. Das ist nach der geltenden Zivilprozess-
ordnung aber sehr aufwendig. Werden Beweise erhoben, können im 
Ganzen zehn oder sogar mehr Parteivorträge nötig werden, wenn die Par-
teien nicht auf einzelne davon verzichten (Art. 221 f., 225 f., 228 Abs. 1 
und 2, 232 ZPO). Es muss ein Schlichtungsverfahren vorangehen, und das 
Urteil ist berufungsfähig. Ein rascher Rechtsschutz auf diesem Weg ist 
deshalb nicht möglich.

Soll die Besitzesstörung, wie dies das Ziel der Vorlage ist, möglichst «so-
fort» behoben werden, müsste der Besitzesschutz generell dem summa-
rischen Verfahren unterstellt werden. Damit werden insbesondere die 
Unzulänglichkeiten nach einem Nichteintreten beim Verfahren des «kla-
ren Falles» im Sinne von Art. 257 ZPO vermieden. Zudem würde sich 
damit die Anordnung vorsorglicher Massnahmen erübrigen. Festzuhal-
ten ist, dass das summarische Verfahren zwar weniger obligatorische 
Parteivorträge verlangt, das rechtliche Gehör der Parteien aber dank des 
Replikrechts ohne Einschränkungen gewahrt bleibt. Jede Partei hat das 
aus ihrem Anspruch auf rechtliches Gehör abgeleitete Recht, sich zu 
allen Vorbringen und Dokumenten der Gegenseite zu äussern, bevor zu 
ihren Ungunsten entschieden werden darf. Um dies zu verwirklichen, 
könnte statt der neuen Art. 260a und 260b E-ZPO Art. 260a Abs. 3 
E-ZPO in Art. 258 ZPO eingefügt werden. Dass das Gericht «unver-
züglich» entscheiden soll, sollte auf das bisherige gerichtliche Verbot aus-
gedehnt werden. Das der gerichtlichen Verfügung allenfalls anschlies-
sende Verfahren sollte summarisch ausgestaltet sein. 
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Formulierungsvorschlag (Änderungsvorschläge kursiv)

Art. 249 Bst. d ZPO

Ziff. 10bis Massnahmen nach Art. 927–929 ZGB

Gliederungstitel vor Art. 258 ZPO

4. Kapitel: Gerichtliches Verbot und gerichtliche Verfügung
(Die Gliederung in zwei Abschnitte gemäss E-ZPO würde sich er-

übrigen)

Art. 258 ZPO Grundsatz

Abs. 1 unverändert.
1bis Wer im Besitz an einem Grundstück durch verbotene Eigenmacht 

gestört wird oder wem der Besitz entzogen wurde, kann dem Gericht be-
antragen, dass es gegenüber unbekannten Personen die Beseitigung der 
Störung oder die Rückgabe verfügt.

Abs. 2 unverändert.
3 Das Gericht entscheidet unverzüglich und trifft im Fall der verbote-

nen Eigenmacht die erforderlichen Vollstreckungsmassnahmen.

Art. 259 ZPO Bekanntmachung

Der Entscheid des Gerichts ist öffentlich bekannt zu machen und auf 
dem Grundstück an gut sichtbarer Stelle anzubringen.

Art. 260 ZPO Einsprache

1 Wer den Entscheid des Gerichts nicht anerkennen will, hat innert 
30 Tagen seit Bekanntmachung und Anbringung auf dem Grundstück 
beim Gericht Einsprache zu erheben. Die Frist gegen eine Beseitigungs- 
oder Rückgabeverfügung beträgt 10 Tage. Die Einsprache bedarf keiner 
Begründung.

2 Die Einsprache macht den Entscheid des Gerichts gegenüber der 
einsprechenden Person unwirksam. Zur Durchsetzung des Entscheids 
ist beim Gericht Klage einzureichen.

Art. 260a und 260b E-ZPO

(entfallen)
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II. Mitteilung an die Geschäftsleitung des Kantonsrates, die Mitglieder 
des Regierungsrates sowie an die Direktion der Justiz und des Innern.

Vor dem Regierungsrat 
Die Staatsschreiberin:

Kathrin Arioli


